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1. Instanz

Aktenzeichen S 14 RJ 195/99
Datum 06.07.2004

2. Instanz

Aktenzeichen L 6 R 444/04
Datum 21.02.2006

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Augsburg vom 6.
Juli 2004 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen voller
Erwerbsminderung, anstelle der seit 15.05.1996 bezogenen
BerufsunfÃ¤higkeitsrente.

Der KlÃ¤ger ist 1961 geboren. Er hat den Beruf Schlosser von 1979 bis 1981 erlernt
und bis Juni 1991 versicherungspflichtig ausgeÃ¼bt. Seit Oktober 1991 war er im
Wesentlichen krank bzw. arbeitslos, von einer BeschÃ¤ftigung vom 04.01. bis
17.07.1993 abgesehen.

Ab 1992 unterzog sich der KlÃ¤ger mehrfach (Januar 1992, 1994 und MÃ¤rz 1996)
Bandscheibenoperationen an der LendenwirbelsÃ¤ule (L4/5). Am 02.04.1996
beantragte er medizinische Rehabilitation, die auch bewilligt und durchgefÃ¼hrt
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wurde (Fachklinik in I.).

Am 18.11.1996 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten Rente wegen Berufs- bzw.
ErwerbsunfÃ¤higkeit. Diese lieÃ� den KlÃ¤ger durch den Nervenarzt Dr.K. von ihrem
SozialÃ¤rztlichen Dienst untersuchen. Dieser kommt im Gutachten vom
04.02./17.03.1997 zur Feststellung von folgenden GesundheitsstÃ¶rungen: â��
Restbeschwerden nach dreimaliger Operation bei lumbalen BandscheibenvorfÃ¤llen
mit sensiblen Wurzelreizerscheinungen und schmerzhafte
BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule sowie â�� (internistisch) Fettleber und
Hepatitis C. Der KlÃ¤ger betreibe jahrelang Drogenabusus. Der chronische Schmerz
sei aufgrund des Postnukleotomiesyndroms trotz vorhandener
Verdeutlichungstendenz organisch zu begrÃ¼nden. Das LeistungsvermÃ¶gen als
Schlosser sei mit unter halbschichtig, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt mit
vollschichtig anzusetzen.

Daraufhin lehnte die Beklagte mit Bescheid vom 28.04.1997 die beantragte Rente
ab.

Auf den Widerspruch veranlasste die Beklagte weitere Begutachtungen auf
nervenÃ¤rztlichem und orthopÃ¤dischem Fachgebiet. In seinem Gutachten vom
02.03.1998 sieht der OrthopÃ¤de Dr.M. bei einer Minderbelastbarkeit der
LendenwirbelsÃ¤ule nach wie vor ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
leichte Arbeiten im Wechselrhythmus. Der Nervenarzt Dr.K. sieht in seinem
nochmaligen Gutachten vom 20.02./17.03.1998 ebenfalls ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte bis gelegentlich mittelschwere Arbeiten. Die
GehfÃ¤higkeit sei nicht eingeschrÃ¤nkt. Ein internistisches Zusatzgutachten sei
nicht erforderlich, weil die Leberfunktion nicht beeintrÃ¤chtigt sei. Der
SachverstÃ¤ndige stellt eine GewÃ¶hnung an die Einnahme von Valoron, noch
unterhalb der Suchtschwelle, fest und verweist auf "das frÃ¼here
AbhÃ¤ngigkeitsverhalten von Alkohol".

Mit Bescheid vom 05.11.1998 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit auf Dauer ab 15.05.1996. Dabei wurde der Antrag auf
medizinische Leistungen zur Rehabilitation als Rentenantrag gewertet.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 24.11.1998 Widerspruch. Mit
Widerspruchsbescheid vom 05.03.1999 wies die Beklagte den Widerspruch "gegen
den Bescheid vom 28.04.1997 in der Fassung des Bescheides vom 05.11.1998"
zurÃ¼ck.

Hiergegen erhob der KlÃ¤ger am 24.03.1999 Klage zum Sozialgericht Augsburg.

Dieses veranlasste eine orthopÃ¤dische Begutachtung durch Dr.U. , der aufgrund
ambulanter Untersuchung vom 08.05.2000 in seinem Gutachten vom 10.05.2000
eine schmerzhafte BewegungseinschrÃ¤nkung der WirbelsÃ¤ule feststellte, wobei
"wÃ¤hrend der gesamten Untersuchung ein gewisser Demonstrationseffekt nicht
auszuschlieÃ�en war".
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Auf Antrag des KlÃ¤gers beauftragte das Gericht den OrthopÃ¤den Prof.Dr.P. mit
einer weiteren Begutachtung gemÃ¤Ã� Â§ 109 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG).
Laut Gutachten Dr.P. vom 05./13.02.2001 hat der KlÃ¤ger nach wie vor
Alkoholprobleme: er konsumiere etwa eine Flasche Schnaps pro Tag. Als
Schmerzmedikation nehme er 100 mg Morphium tÃ¤glich, vom SachverstÃ¤ndigen
"als gewisse Sucht interpretiert". Prof.Dr.P. hÃ¤lt eine psy- chiatrische
Zusatzbegutachtung fÃ¼r sinnvoll.

Daraufhin veranlasste das Gericht eine weitere Begutachtung durch die
NervenÃ¤rztin Dr.A â�¦ Dr.A. stellt nach ambulanter Untersuchung in ihrem
Gutachten vom 01./11.06.2001 eine latent gereizte Stimmungslage fest. Der
KlÃ¤ger sei zeitweise subdepressiv, insgesamt angespannt bei leichter
psychomotorischer Unruhe. Bsi auf eine "mÃ¤Ã�ige EinschrÃ¤nkung der affektiven
Resonanz" werden im Ã�brigen keine Normabweichungen im psychischen Befund
beschrieben. Dr.A. diagnostizierte eine chronifizierte SchmerzstÃ¶rung sowie
AlkoholabhÃ¤ngigkeit mit derzeitiger Abstinenz bei Zustand nach Polytoxikomanie.
Der KlÃ¤ger kÃ¶nne noch vollschichtig leichte Arbeiten verrichten. Die
SachverstÃ¤ndige stellt eine Suchtanamnese fest "seit ca. 20 Jahren". Seit Februar
2001 (der letzten von mehreren Entzugsbehandlungen) sei der KlÃ¤ger abstinent.
Er nehme allerdings tÃ¤glich ein MorphiumprÃ¤parat ein ohne die Tendenz zur
DosiserhÃ¶hung. Der KlÃ¤ger habe nie eine EntwÃ¶hnungsbehandlung absolviert.
Er habe lediglich sporadisch, derzeit offenbar regelmÃ¤Ã�ig, an Selbsthilfegruppen
teilgenommen. Auf diesbezÃ¼gliche Fragen oder Anregungen habe der KlÃ¤ger
"stereotyp" zu verstehen gegeben "man kÃ¶nne ihm nicht helfen". Er reagiere auf
therapeutische Anforderungen "schnell mit einer VerstÃ¤rkung der Gereiztheit und
latenten AggressivitÃ¤t". Die therapeutischen MÃ¶glichkeiten seien bei weitem
nicht ausgeschÃ¶pft. HierfÃ¼r lasse sich jedoch "keine ausreichende Motivation
zum derzeitigen Zeitpunkt eruieren".

Der KlÃ¤ger legte daraufhin ein Attest des Allgemeinarztes Dr.R. vor Ã¼ber eine
depressive StÃ¶rung sowie eine Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung mit niedriger
Frustrationstoleranz und starker AffektlabilitÃ¤t. Der KlÃ¤ger sei dauernd
arbeitsunfÃ¤hig. In ihrer ergÃ¤nzenden Stellungnahme hierzu vom 08.10.2001
verneinte Frau Dr.A. eine Borderline-PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. Sie bleibt bei ihrem
Gutachten.

Daraufhin beantragte der KlÃ¤ger ein weiteres Gutachten gemÃ¤Ã� Â§ 109 SGG
durch den Nervenarzt Dr.S. beauftragt. In seinem Gutachten vom 20.08.2002
beschreibt Dr.S. den Alkoholabusus. Seit der Entziehung 1996 in der Klinik W. gebe
der KlÃ¤ger an, "abstinent zu leben". Dr.S. kann dies aber offenbar nicht
objektivieren: "Auch zurzeit eher massives Trinken zwei Flaschen Wein dazu noch
ein JÃ¤germeister tÃ¤glich". In seiner Beurteilung stellt Dr.S. Ã¼ber die Diagnosen
des Gutachtens Dr.A. hinaus vor allem noch folgende GesundheitsstÃ¶rungen fest:
FrÃ¼hkindliche VerhaltensstÃ¶rungen, massiv explosives Verhalten, Depression mit
suizidalen Gedanken. Laut Dr.S. ist "eine Arbeit auch bis drei Stunden nicht"
mÃ¶glich. Auch kÃ¶nne der KlÃ¤ger maximal 50 m Wegstrecke zu FuÃ� ohne Pause
zurÃ¼cklegen. Danach mÃ¼sse er eine Pause einlegen.
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Die Beklagte beanstandete das Fehlen eines psychischen Befundes im Gutachten
Dr.S. und hielt an ihrer bisherigen Auffassung fest.

Das Gericht bestellte zum weiteren SachverstÃ¤ndigen den OrthopÃ¤den Dr.M. ,
der nach ambulanter Untersuchung im Gutachten vom 10.11.2003 "die Darstellung
einer massiven schmerzbegrÃ¼ndeten BewegungseinschrÃ¤nkung der Hals-, Brust-
und LendenwirbelsÃ¤ule ohne eindeutig feststellbare
lendenwirbelsÃ¤ulenseitbedingten Nervenwurzel- und Muskelreizerscheinungen"
diagnostizierte. Der SachverstÃ¤ndige vermutet "eine vielleicht gar nicht so sehr
bewusstseinsferne Verursachung".

Das Gericht holte sodann ein Gutachten des Nervenarztes Dr.L. ein. Dieser
beschreibt in seinem Gutachten vom 15.03.2004 "Hinweise fÃ¼r erhebliches
demonstratives Verhalten". Er sieht keinen Anhaltspunkt fÃ¼r eine schwere
neurotische Entwicklung oder sonstige psychische Erkrankung. Er fÃ¼hrt das
geklagte Schmerzsyndrom auf "erhebliche funktionelle Symptomatik bzw.
Verdeutlichungstendenzen" zurÃ¼ck. "Eine wesentliche BeeintrÃ¤chtigung der
WegefÃ¤higkeit" kann Dr.L. ebenso wenig feststellen wie EinschrÃ¤nkungen in
Bezug auf die zumutbare Arbeitszeit.

Mit Urteil vom 06.07.2004 wies das Sozialgericht die Klage ab. BezÃ¼glich des
orthopÃ¤dischen Fachgebietes bestehe von Seiten der Gutachter Dr.M. , Dr.U. und
Prof.Dr.P. Einigkeit, dass der KlÃ¤ger noch acht Stunden tÃ¤glich arbeiten kÃ¶nne.
In nervenÃ¤rztlicher Hinsicht sei das Gutachten Dr.S. nicht Ã¼berzeugend. Dieses
Gutachten enthalte WidersprÃ¼che zur AktualitÃ¤t der Suchterkrankung wie auch
zur EinschÃ¤tzung der WegefÃ¤higkeit. Von Seiten dieses Fachgebietes stÃ¼tzt
sich das Urteil auf die Gutachten Dr.K. , Dr.A. und Dr.L â�¦ Im Ã�brigen verweist das
Sozialgericht auf die insbesondere von den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen
beschriebenen demonstrativen Tendenzen des KlÃ¤gers bei der
Beschwerdeschilderung.

Am 02.08.2004 legte der KlÃ¤ger gegen dieses Urteil Berufung ein. Er beanstandet,
dass das Sozialgericht die psychiatrische Seite nicht hinreichend â�� im Sinn des
Gutachtens Dr.S. â�� gewÃ¼rdigt habe. Die Gerichtsgutachter Dr.M. und Dr.L.
hÃ¤tten sich bei ihren Aussagen nicht auf objektive Anhaltspunkte stÃ¼tzen
kÃ¶nnen. Auch die Suchterkrankung sei nicht hinreichend gewÃ¼rdigt.
Insbesondere das Gutachten Dr.L. weise erhebliche MÃ¤ngel auf. Das Gericht
hÃ¤tte ein weiteres psychiatrisches Gutachten, wie beantragt, einholen mÃ¼ssen.

Der Senat beauftragte den Nervenarzt Prof.Dr.W. mit einer Begutachtung des
KlÃ¤gers aufgrund ambulanter Untersuchung. Der SachverstÃ¤ndige stellt in
seinem Gutachten vom 29.03./03.05.2005 eine nicht ganz widerspruchsfreie
Suchtanamnese fest, insbesondere zur Frage, inwieweit lÃ¤ngere "cleane" Zeiten
vorlagen. Prof.Dr.W. diagnostiziert: â�� Iatrogen unterhaltene OpiatabhÃ¤ngigkeit
bei bekannter Poly- toxikomanie auf dem Boden einer ausgeprÃ¤gten emotional-
instabilen PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung. â�� Restbeschwerden nach mehrmaligen
lumbalen Bandscheibenoperationen. Prof.Dr.W. stÃ¼tzt sein Gutachten auf eine
insgesamt rund 1 1/2-stÃ¼ndige Befragung inklusive Fremdanamnese durch die
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Mutter, die sich offenbar auch um die "Grundpflege" des KlÃ¤gers kÃ¼mmere. Die
Polytoxikomanie des KlÃ¤gers (Cannabis, Heroin und Alkohol) bestehe seit der
Jugend. Der KlÃ¤ger habe insgesamt etwa ein dreiviertel Jahr wegen eines Drogen-
und wegen eines FÃ¼hrerscheindeliktes in Strafhaft gesessen. Prof.Dr.W.
beschreibt eine Verschlechterung der Suchtsituation: 1998 habe offensichtlich noch
kein Morphinabusus bestanden, lediglich die Einnahme von Opioiden. Seinerzeit sei
der KlÃ¤ger auch noch als kooperativ und Ã¼berangepasst beschrieben worden.
Auch die aktuelle nervenÃ¤rztliche Begutachtung sei recht schwierig gewesen. Auf
Nachfragen zu unangenehmen Details habe der KlÃ¤ger verbal aggressiv reagiert,
wobei er jedoch stets bemerkenswert gut steuerbar geblieben sei, dies
insbesondere, wenn der SachverstÃ¤ndige den Abbruch der Untersuchung
vorschlug. Der SachverstÃ¤ndige verwies auf "verschiedene Inkonsistenzen
zwischen seinen Angaben und denen der Mutter", was die von ihm weitgehend
negierten sozialen Kontakte anbelangt. Auch den regelmÃ¤Ã�igen Cannabiskonsum
habe er verschwiegen. Die Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens falle schwer.
Zumindest bis etwa 2001 habe der KlÃ¤ger vollschichtig leichte Arbeiten verrichten
kÃ¶nnen. Seit 2001 sei die Situation jedoch problematischer, da der iatrogen
unterhaltene Opiatmissbrauch in den Vordergrund getreten sei. Hier erscheine es
zunehmend schwieriger, zwischen Nicht-KÃ¶nnen und Nicht-Wollen zu
unterscheiden. Aber auch insoweit sieht der SachverstÃ¤ndige keinen Nachweis,
dass der KlÃ¤ger seit 2001 nicht mehr einer wirtschaftlich relevanten TÃ¤tigkeit
habe nachgehen kÃ¶nnen. Dabei sei er sich "jedoch nicht sicher, ob und wie weit
ich damit den tatsÃ¤chlichen FunktionseinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers gerecht
werde." Nachdem der KlÃ¤ger erklÃ¤rt habe, demnÃ¤chst in eine stationÃ¤re
psychiatrische Behandlung zu wollen, solle bei dieser Gelegenheit geklÃ¤rt werden,
ob die zu fordernde Motivation bestehe, seine BeeintrÃ¤chtigungen willentlich zu
Ã¼berwinden, oder ob der KlÃ¤ger die geklagten FunktionsstÃ¶rungen dazu
benutze, seine Polytoxikomanie zu zementieren. Diese Behandlung sollte jedoch in
einer speziellen Suchtklinik erfolgen.

Der KlÃ¤ger legte einen kernspintomographischen Befundbericht der
LendenwirbelsÃ¤ule vom 08.06.2005 vor.

Am 01.09.2005 teilte der KlÃ¤ger mit, dass der zunÃ¤chst vorgesehene stationÃ¤re
Aufenthalt in der Psychiatrischen Klinik Dr.S. nicht stattfinden werde, weil er von der
Klinik als nicht erfolgversprechend angesehen werde. Laut Bericht der
Privatnervenklinik Dr.S. befand sich der KlÃ¤ger dort â�� einmal â�� vom 10.11. bis
10.12.2004 in Behandlung: "Insgesamt konnte er in etwas gebessertem Zustand
nach Hause entlassen werden".

Der SachverstÃ¤ndige Prof.Dr.W. gab im Auftrag des Gerichts eine ergÃ¤nzende
Stellungnahme vom 07.10.2005 ab zu den neueren Befunden. Das
Kernspintomogramm vom 08.06.2005 ergebe keine wesentlichen neuen
Gesichtspunkte. Bei seiner EinschÃ¤tzung der LeistungsfÃ¤higkeit handelte es sich
nicht, wie der KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte meine, lediglich um bloÃ�e MutmaÃ�ungen.
Es sei vielmehr so, dass er sich im Rahmen der Untersuchung nicht habe
Ã¼berzeugen kÃ¶nnen, dass der KlÃ¤ger nicht mehr in der Lage sei, zu arbeiten.
BezÃ¼glich des Kontaktes mit der Klinik Dr.S. fÃ¤nden sich erhebliche
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WidersprÃ¼che, die den Eindruck von Inkonsistenz bezÃ¼glich der Motivation des
KlÃ¤gers weiter verstÃ¤rkten. Wenn eine ausgeprÃ¤gte depressive StÃ¶rung
vorliege, so sei unverÃ¤ndert ein stationÃ¤rer psychiatrischer Aufenthalt anzuraten.

Der KlÃ¤ger legte daraufhin einen Arztbericht Dr.K. vom 13.10.2005 vor, in der die
BewegungseinschrÃ¤nkung der LendenwirbelsÃ¤ule beschrieben wird und
stationÃ¤re Reha-MaÃ�nahmen fÃ¼r dringend notwendig gehalten werden.

Weiter vorgelegt wurde der Kurschlussbericht der Kur- und Reha-Klinik D. , wo sich
der KlÃ¤ger vom 09. bis 30.11.2005 zu einem stationÃ¤ren Aufenthalt befand. Bei
den Diagnosen "Depressives Syndrom bei chronischem Schmerzsyndrom und
Polytoxikomanie" wurde eine balneophysikalische Umstimmungstherapie verordnet:
Moorbrei-VollbÃ¤der, kombinierte manuelle GroÃ�massagen, Arnika- und
HeublumenbÃ¤der, Krankeneinzelgymnastik, heilgymnastische Bewegung im
Hallenbad, die aber wieder abgesetzt wurden. Wegen der starken Depression und
unter Schmerzen sei eine ArbeitsfÃ¤higkeit nicht wieder zu erwarten. Wegen der
ChronizitÃ¤t sei eine Wiederholungskur in einem Jahr dringend anzuraten.

In seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme hierzu vom 14.12.2005 bemerkt Prof.Dr.W.
zur Stellungnahme Dr.K. , dass die Depression von dieser lediglich am Rande
erwÃ¤hnt und auf die Morphin-Problematik mit keinem Wort eingegangen werde.
Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige hÃ¤lt nach wie vor eine Behandlung in einer auf
Suchterkrankung spezialisierten Fachklinik fÃ¼r sinnvoll, wo insbesondere eine
aktivierende SchmerzbewÃ¤ltigungstherapie erfolgen sollte. Eine lediglich
physikalisch orientierte RehabilitationsmaÃ�nahme erscheine demgegenÃ¼ber
keinesfalls sinnvoll. In einer weiteren ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom
16.01.2006 zum Kurbericht vom November 2005 verweist Prof.Dr.W. darauf, dass
der Kurbericht keinen verwertbaren neurologischen oder psychopathologischen
Befund erkenne. Die Polytoxikomanie werde lediglich angesprochen, aber nicht
weiter berÃ¼cksichtigt. Zusammenfassend, so der SachverstÃ¤ndige, "entspricht
diese KurmaÃ�nahme dem auch bisher mehrfach gezeigten Vermeidungsverhalten
des KlÃ¤gers, nicht die Ã¤rztlicherseits angeratenen TherapiemaÃ�nahmen in
Angriff zu nehmen, sondern irgendwelche Scheinbehandlungsversuche
durchzufÃ¼hren, die an dem eigentlichen Problem nichts Ã¤ndern." Neue Aspekte
ergÃ¤ben sich nicht.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts
Augsburg vom 06.07.2004 sowie des Bescheides vom 05.11.1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 05.03.1999 zu verpflichten, anstelle der Rente wegen
BerufsunfÃ¤higkeit ab 15.05.1996 Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit zu zahlen.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhalts wird auf die beigezogenen Akten der
Beklagten und des Sozialgerichts sowie die Prozessakte hingewiesen, deren
wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Anwendbar sind die Vorschriften des Sechsten Sozialgesetzbuches in der bis zum
31.12.2000 geltenden Fassung (SGB VI a.F.), weil der KlÃ¤ger einen Eintritt der
ErwerbsunfÃ¤higkeit vor dem 01.01.2001 geltend macht.

Der KlÃ¤ger ist nicht erwerbsunfÃ¤hig im Sinne von Â§ 44 SGB VI a.F., da er auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt noch vollschichtig einsetzbar ist. Zu dieser
Ã�berzeugung ist bereits das Sozialgericht nach umfangreichster Beweiserhebung
gelangt. Neben den mehrfachen Bandscheibenoperationen des KlÃ¤gers steht dabei
im Vordergrund â�� auch der Ã¤rztlichen Kontroversen â�� nicht in erster Linie
mehr das orthopÃ¤dische, sondern zunehmend das nervenÃ¤rztliche Fachgebiet.

1. Denn orthopÃ¤discherseits haben sÃ¤mtliche Gutachter im Verwaltungs- bzw.
Klageverfahren ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen bejaht (auch der Gutachter
gemÃ¤Ã� Â§ 109 Prof.Dr.P.). Zweifellos ist die LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers
zwar infolge der mehrfachen Bandscheibenoperationen beeintrÃ¤chtigt. Besonders
wirbelsÃ¤ulenbelastende TÃ¤tigkeiten sind dem KlÃ¤ger sicher nicht zuzumuten.
Jedoch werden von den Gutachtern Ã¼bereinstimmend keine erheblichen
BewegungseinschrÃ¤nkungen der WirbelsÃ¤ule beschrieben, auch wenn vom
KlÃ¤ger teilweise anderes demonstriert wurde. Auch eine echte organische Ursache
fÃ¼r das vielfach diagnostizierte Schmerzsyndrom haben die gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen, trotz der Bandscheibenoperationen, nicht finden kÃ¶nnen. Sie
sind sich vielmehr weitestgehend einig, dass beim KlÃ¤ger erhebliche
Verdeutlichungstendenzen â�� z.B. demonstrative, Ã¼bertriebene
SchmerzÃ¤uÃ�erung â�� vorliegen. OrthopÃ¤discherseits wird hier Ã¼berwiegend
von einer funktionellen Ã�berlagerung gesprochen. Insofern sowie im Hinblick auf
die in Jahrzehnten herausgebildete Polytoxikomanie ist das Krankheitsbild des
KlÃ¤gers mehr und mehr dem nervenÃ¤rztlichen Fachgebiet zuzuordnen. Aber auch
diesbezÃ¼glich ist durch umfangreiche Begutachtung geklÃ¤rt, dass der KlÃ¤ger
nach wie vor erwerbsfÃ¤hig ist.

2.1. Die nervenÃ¤rztlichen Gutachter Dr.A. und Dr.L. haben schon im
Klageverfahren Ã¼berzeugend die demonstrativen und noch bewusstseinsnahen
Verhaltensanteile beim KlÃ¤ger herausgearbeitet und keinen Anhaltspunkt fÃ¼r
eine gravierende psychische Erkrankung gesehen. Eine Borderline-
PersÃ¶nlichkeitsstÃ¶rung, wie vom behandelnden Arzt Dr.R. diagnostiziert, konnten
Dr.A. und Dr.L. nicht feststellen, wie im Ã�brigen keiner der im Laufe des Verfahrens
gehÃ¶rten psychiatrischen SachverstÃ¤ndigen. Bemerkenswerterweise ist der von
den gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen erhobene psychische Befund nicht gravierend
pathologisch. Beispielhaft verwiesen sei auf die Befunderhebung durch Dr.A. , die
den KlÃ¤ger lediglich als "subdepressiv" sowie in der affektiven Resonanz mÃ¤Ã�ig
eingeschrÃ¤nkt beschreibt bei im Ã�brigen weitestgehend normgerechtem
psychischen Befund. AuffÃ¤lliger sind die von Dr.A. wiedergegebenen Aussagen des
KlÃ¤gers zu seinen gesundheitlichen Beschwerden, ihren Ursachen und mÃ¶glichen
Besserungschancen. Die SachverstÃ¤ndige beschreibt eindrÃ¼cklich die fehlende
Motivation des KlÃ¤gers, aktiv an der Verbesserung seiner Gesundheit
mitzuarbeiten. In der Tat erscheinen die therapeutischen MÃ¶glichkeiten hier in
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keinster Weise ausgeschÃ¶pft â�� ein Umstand, den der KlÃ¤ger aber offenbar
nicht wahrhaben will und der ihn sogar zu gereizten Abwehrreaktionen veranlasst.
Schon den AusfÃ¼hrungen von Dr.A. lÃ¤sst sich entnehmen, dass beim KlÃ¤ger
zusehends das Suchtproblem in den Mittelpunkt seiner gesundheitlichen
Problematik gerÃ¼ckt ist, einschlieÃ�lich des therapeutisch verabreichten
MorphiumprÃ¤parats. Insofern wÃ¤re eine Neuausrichtung der Therapie unbedingt
erforderlich. Umso mehr deshalb, als eine fundierte Langzeit-
EntwÃ¶hnungsbehandlung vom KlÃ¤ger offenbar noch nie durchgefÃ¼hrt wurde.
Zugleich wird die abwehrende Reaktion des KlÃ¤gers auf therapeutische
Anforderungen von Dr.A. â�� und ihr folgend dem Senat â�� auch als Anzeichen
dafÃ¼r gesehen, dass der KlÃ¤ger insbesondere in Bezug auf eine psychischen
Erkrankung â�� auch subjektiv â�� nicht unter besonders hohem Leidensdruck
steht.

2.2 Die anders lautenden Aussagen des Dr.S. im Klageverfahren sind nicht
Ã¼berzeugend, da offensichtlich weitgehend und zu unkritisch auf die
klÃ¤gerischen Angaben gestÃ¼tzt. Der Senat hat erhebliche Bedenken gegen die
Verwertbarkeit dieses Gutachtens, das zwar eine einigermaÃ�en ausfÃ¼hrliche
Anamnese enthÃ¤lt, in dem aber eine kritische, objektive WÃ¼rdigung der
anamnestischen Angaben des KlÃ¤gers praktisch vÃ¶llig fehlt. Ein objektiver
psychischer Befund ist laut Gutachten nicht erhoben worden; zumindest wird er
nicht beschrieben. Auch die Aussage von Dr.S. zur WegstreckenbeschrÃ¤nkung ist
schon deshalb nicht verwertbar, da sie nicht begrÃ¼ndet wird. Dies wÃ¤re umso
mehr deshalb erforderlich gewesen, weil der Umfang der zumutbaren Wegestrecke
mit "50 m" schon bemerkenswert niedrig angesetzt wird. Der Senat hat sich daher
im Gegensatz dazu der Aussage der Ã¼brigen gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen,
vgl. etwa das Gutachten Dr.L. , angeschlossen, wonach die WegefÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers nicht erheblich beeintrÃ¤chtigt ist.

2.3. Auch die Ermittlungen im Berufungsverfahren haben letztlich dieses Ergebnis
bestÃ¤tigt. Der nervenÃ¤rztliche Gutachter Prof.Dr.W. hat zwar zunÃ¤chst die
Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers als Ã¤uÃ�erst schwierig
angesehen. Auch er konnte sich aber nicht von der Aufhebung des
LeistungsvermÃ¶gens des KlÃ¤gers Ã¼berzeugen. Prof.Dr.W. hat in seinem
Gutachten eine schwierige Untersuchungssituation aufgrund des klÃ¤gerischen
Verhaltens geschildert, keinesfalls aber einen gravierenden psychischen Befund
erhoben, der etwa als richtungsweisende Verschlechterung im VerhÃ¤ltnis zur
Vorgutachterin Dr.A. gewertet werden kÃ¶nnte. Der Senat sieht daher keinen
Anhaltspunkt fÃ¼r eine schwerwiegende depressive Erkrankung. Auch die
Suchterkrankung des KlÃ¤gers hat noch kein rentenberechtigendes AusmaÃ�, wie
die SachverstÃ¤ndigen praktisch Ã¼bereinstimmend festgestellt haben.
Insbesondere die von Prof. Dr.W. immer noch gefundene und hervorgehobene
Steuerbarkeit des KlÃ¤gers ist ein deutliches Indiz hierfÃ¼r.

Diese Beurteilung hat Prof.Dr.W. in seinen ergÃ¤nzenden Stellungnahmen noch
verstÃ¤rkt. In der Tat zeigt die Auswahl, die der KlÃ¤ger im Rahmen Ã¤rztlicher
Angebote trifft, dass er den Kern seiner Beschwerden, nÃ¤mlich die
Suchtproblematik, nicht anzugehen gewillt ist. Die RehabilitationsmaÃ�nahme in
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der Klinik D. war unter diesem Aspekt schon im Ansatz nicht zielfÃ¼hrend. Die
dortige Schwerpunktsetzung auf den Bereich der physikalischen Therapie erscheint
umso erstaunlicher, als die Hauptdiagnose eines depressiven Syndroms gestellt
wurde. Der Senat schlieÃ�t sich insofern den AusfÃ¼hrungen des
SachverstÃ¤ndigen Prof.Dr.W. in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme an und
bewertet diese Therapie als Fortsetzung des klÃ¤gerischen Vermeidungsverhaltens.
Auch die Privat-Nervenklinik Dr.S. sah offenbar nach der Erstbehandlung im
Dezember 2004 keinen Sinn in weiterer Behandlung. Einzig sinnvolle
RehabilitationsmaÃ�nahme wÃ¤re eine langfristige EntwÃ¶hnungsmaÃ�nahme, zu
der der KlÃ¤ger jedoch offensichtlich nicht die nÃ¶tige Motivation mitbringt.

Fehlende Motivation und Vermeidungsstrategien deuten beim KlÃ¤ger nach
Auffassung des Senats doch auf eindeutige bewusstseinsnahe und finale Tendenzen
hin und reduzieren das Gewicht, das seinen Erkrankungen beizumessen ist. Nach
alledem ist der KlÃ¤ger nach wie vor in der Lage, vollschichtig, bzw. mehr als sechs
Stunden tÃ¤glich auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tÃ¤tig zu sein. Er ist daher
weder erwerbsunfÃ¤hig im Sinne von Â§ 44 SGB VI a.F. noch voll erwerbsgemindert
im Sinne von Â§ 43 Abs.2 SGB VI n.F.

Ã�ber die schon bezogene BerufsunfÃ¤higkeitsrente hinaus hat der KlÃ¤ger somit
keinen Anspruch auf ErwerbsunfÃ¤higkeitsrente oder volle
Erwerbsminderungsrente.

Die Berufung war daher zurÃ¼ckzuweisen.

Dem entspricht auch die Kostenentscheidung (Â§ 193 des Sozialgerichtsgesetzes
â�� SGG -).

Die Revision war nicht zuzulassen (Â§ 160 Abs.2 SGG).

Erstellt am: 12.04.2006

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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